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Seit seiner Einführung im Jahr 2002
hat der «Swiss Code of Best Practice
for Corporate Governance» die Ent-
wicklung der CorporateGovernance in
der Schweizmassgeblich geprägt
und sich als Instrument der Selbst-
regul ierung bewähr t.

Verschiedene Entwicklungen in den
vergangenen Jahren haben es er-
forder l ich gemacht, den «Swiss Code»
anzupassen. Die überarbeitete
Fassung berücksichtigt die Neuerun-
gen, die sich aufgrund von Ar t.95
Abs.3 der Bundesver fassung ergeben
haben.

Er betont ganz besonders das Konzept
des nachhaltigen Unternehmens-
er folgs als Leitstern einer sinnvol len
«Corporate Social Responsibil ity».
Er sieht zudem spezifische Anpassun-
gen zur Zusammensetzung des
Verwaltungsrats (einschl iesslich der
Frauenver tretung) und zum Risiko-
management (inkl . Compliance) vor.

Der «Swiss Code» gibt den Unterneh-
men Empfehlungen für die Ausge-
staltung ihrer Corporate Governance.
Er vermittelt ihnen über die gesetz-
l ichen Vorgaben hinausgehende Infor-
mationen und gewähr leistet ihre
organisator ische Flexibil ität. Diese
hat sich als wichtiger Standor tvor teil
der Schweiz erwiesen. Jedes Unter-
nehmen soll dieMöglichkeit behalten,
eigeneGestaltungsideen zu verwirk-
l ichen. Neu soll dieses aber in ge-
eigneter Weise erklären, inwiefern
die CorporateGovernance des Unter-
nehmens von den Empfehlungen
des «Swiss Code» abweicht (Grund-
satz «comply or explain»).

Vorwor t

Heinz Kar rer
Präsident

Monika Rühl
Vorsitzende der
Geschäftsleitung
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FolgendeOrganisationen,welchedieThematik der CorporateGovernance im Rah-
men ihrer Aktivitätennahever folgen,habenausdrücklicherklär t,den«SwissCode»
und den Anhang 1mitzutragen:

Organisationen, die den «SwissCode» und den Anhang 1mit tr agen
Datum der Unterstützungserklärung

«Swiss Code» Anhang 1 Swiss Code
2014

ASIP, Schweizerischer
Pensionskassenverband, Zürich

25.04.2002 12.12.2007 19.09.2014

ethos – Schweizerische Anlagestiftung
für nachhaltige Entwicklung, Genf

29.04.2002 10.10.2007 16.09.2014

Schweizerische Bankiervereinigung, Basel 22.04.2002 23.10.2007 09.09.2014

Schweizerischer Arbeitgeberverband, Zürich 29.04.2002 01.10.2007 01.09.2014

Schweizerischer Gewerbeverband, Bern 19.04.2002 10.12.2007 13.09.2014

Schweizerischer Verband für Interne Revision
(SVIR), Zürich

08.02.2016

Schweizerischer Versicherungs-
verband SVV, Zürich

08.05.2002 16.10.2007 18.09.2014

scienceindustries, Zürich 06.06.2002 15.10.2007 01.09.2014

Schweizer Stiftung SWIPRA,
Swiss Proxy Advisor, Zürich

09.09.2014

SwissHoldings – Verband der Industrie- und
Dienstleistungskonzerne in der Schweiz, Bern

25.04.2002 15.10.2007 02.09.2014

Swissmem, Zürich 16.04.2002 17.11.2007 12.09.2014

Treuhand-Kammer, Zürich 08.04.2002 06.12.2007 19.09.2014

Vereinigung der privaten Aktien-
gesellschaften, Basel

17.04.2002 18.12.2007 19.09.2014

Weiteren Organisationen steht es offen, ebenfall s eine Unterstützungserklärung
abzugeben.Siewerden in den elektronischenPubl ikationen sofor t, in der gedruck-
ten Fassung bei der nächsten Auflage ergänzt. Al le Trägerorganisationen werden
in die weitereEntwicklung des «Swiss Code»mit einbezogen.

Trägerschaft
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Mitgl ieder des Arbeitsausschusses für die Bear beitung der Texte

Prof.em. Peter Böckli, Universität Basel

Michèle Burger, Nestlé AG

Prof.em. Peter Forstmoser, Universität Zürich

David P.Frick, Präsident Rechtskommission economiesuisse, Nestlé AG

Prof.Karl Hofstetter, Universität Zürich, Schindler Holding

Fürsprecher Christian Stiefel, SwissHoldings

Erich Herzog, economiesuisse / Dr.Meinrad Vetter (bis Dezember 2013)

PDDr.Christoph Winzeler, Schweizerische Bankiervereinigung

DieRechtskommissionen voneconomiesuissebzw.SwissHoldings unddieTräger-
organisationen haben die Entwür fe kommentier t.

Der «SwissCodeof Best Practice for CorporateGovernance» (nachstehend«Swiss
Code»)wurde in seiner revidier ten Fassung am 28.August 2014 vom Vorstand von
economiesuisse genehmigt.
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Präambel

Der «Swiss Code» wurde von economiesuisse als Verband der Schweizer Unter-
nehmen aus allen Branchen im Jul i 2002 veröffentl icht und 2007 durch einen An-
hang mit Empfehlungen zu Entschädigungen von Verwaltungsrat und oberstem
Management ergänzt. Er ist für die interessier ten Kreise zu einem wichtigen Re-
ferenzwerk geworden. Die neuste Revision reflektier t sowohl die internationalen
Entwicklungen der CorporateGovernancewieauch dieÄnderungen auf schweize-
r ischer Ebene, die sich insbesondere durch den neuen Ar t.95 Abs.3 der Bundes-
ver fassung ergeben haben.

Der «Swiss Code» zielt auf die Situation in der Schweiz. Diese zeichnet sich vorab
durch eineVielfalt von grossen,mittleren undkleinerenAktiengesellschaften aus.
Der «Swiss Code» soll durch eine gut verständl iche Darstellung den Referenz-
rahmen bieten, der von vielen Unternehmen in der Schweiz weitgehend befolgt
wird. In einer Zeit der weltweiten Verknüpfung der Kapitalmärkte soll er den aus-
ländischen Investoren ein Bild über die Schweizer «Best Practices» verschaffen.
Der «Swiss Code» widerspiegelt schliessl ich, dass der Schweizer Gesetzgeber in
Fragen der Entschädigung andere Wege eingeschlagen hat, als sie im Ausland
übl ich sind.

Der «Swiss Code»wendet sich im Sinne von Empfehlungen und unter Anwendung
des «complyor explain»-Pr inzips an die schweizer ischen Publikumsgesel lschaf-
ten. Auch nicht kotier te, volkswir tschaftl ich bedeutende Gesellschaften oder Or-
ganisationen (inkl. solche in anderer Rechtsform als der Aktiengesel lschaft) kön-
nen dem «Swiss Code» zweckmässige Leitideen entnehmen.

Jeder am ZustandekommendiesesTextesbeteil igtenOrganisation soll esoffen ste-
hen, in Ergänzung zum «Swiss Code» – und wo nötig auch in Abweichung von der
hier festgehaltenen Stammregelung – bestimmteGewichte anders zu setzen und
eigene Ideen zu ver folgen.

«Corporate Governance» als Leitidee

CorporateGovernance ist dieGesamtheit der auf das nachhaltigeUnternehmens-
interesseausger ichtetenGrundsätze, dieunter WahrungvonEntscheidungsfähig-
keit undEffizienzauf der obersten UnternehmensebeneTransparenzundein aus-
gewogenes Verhältnis von Führung undKontrol le anstreben.

«Swiss Code of Best Practice for Corporate Governance»
als Leitl inie und Empfehlung

Der «Swiss Code of Best Practice for Corporate Governance» wendet sich an die
schweizer ischen Publikumsgesellschaften. Einzelne Punkte betreffen institutio-
nelleAnleger und Intermediäre.Der «SwissCode»soll Leitl inien setzenundEmp-
fehlungenabgeben.Er strebt aber nicht danach, denSchweizer Unternehmen eine
Zwangsjackeanzuziehen. JedesUnternehmensol l dieMöglichkeit behalten, eigene
Gestaltungsideen zu verwirklichen.Eserklär t diese ingeeigneter Weise, soweit sie
von den Empfehlungen des «Swiss Code» abweichen («complyor explain»).

Swiss Code of Best Practice
for CorporateGovernance
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Die Aktionäre

1

– Die Kompetenzen der Aktionäre1 werden durch das Gesetz festgelegt. Die Akti-
onäre sind al lein entscheidungsberechtigt hinsichtl ich der Personalfragen der
obersten Ebene (Wahl und Entlastung des Verwaltungsrats, Wahl des Verwal-
tungsratspräsidenten und der Mitgl ieder des Vergütungsausschusses, Wahl der
Revisionsstel le und des unabhängigen Stimmrechtsver treters), der Rechnungs-
abnahme (Jahres- und Konzernabschluss) sowie der Ausschüttungs- und Eigen-
kapitalpol itik (Dividende, Kapitalerhöhungoder -herabsetzung) sowieder Geneh-
migung der Vergütungen von Verwaltungsrat und Konzernleitung. Die Aktionäre
bestimmen in denStatuten denGesellschaftszweck unddiewesentl ichenübr igen
Eckwer te und Spielregeln; sie sind zuständig für die Entscheidung über Fusion,
Spaltung, Umwandlung und Liquidation.

– DieAktionärenehmen ihreMitwirkungsrechte in denGeneralversammlungenwahr
und haben das Recht, im Rahmen der Traktanden Anträge zu stel len. Sie können
auch ausserhalb der Verhandlungsgegenstände Auskünfte zu Angelegenheiten
der Gesellschaft ver langen und gegebenenfalls eineSonderprüfung beantragen.

– Institutionel leAnleger,Nomineesundandere Intermediäre, die im eigenenNamen
Aktionärsrechte ausüben, sorgen soweit mögl ich dafür, dass die wir tschaftl ich
Berechtigten Einfluss darauf nehmen können,wiedieseAktionärsrechtewahrge-
nommen werden.

– Institutionelle Anleger, Nominees undandere Intermediäre, einschliesslich «Proxy
Advisors», berücksichtigen die Richtl inien für Institutionel le Investoren zur Aus-
übung ihrer Mitwirkungsrechte bei Aktiengesel lschaften.2

– WerdenNamenaktien über Depotbanken erworben, sollen diesedenErwerber ein-
laden, sich im Aktionärsregister der Gesel lschaft eintragen zu lassen.

2

– Zu diesem Zweck können dieStatuten die im GesetzvorgesehenenSchwellenwer-
te für die Einreichung eines Gesuchs um Traktandierung oder Einberufung einer
ausserordentl ichen Generalversammlung zugunsten der Aktionäre angemessen
herabsetzen.

– Setzt die Generalversammlung den Nennwer t der Aktien durch Rückzahlung he-
rab, soprüft der Verwaltungsrat, ob eineAnpassungder Schwellenwer te (Traktan-
dierungs- undEinberufungsgesuchesowiegegebenenfal lsSonderprüfung)ange-
zeigt ist, damit dieAktionärsrechte nicht geschmäler t werden.

– Die Statuten und zumindest die Grundzüge des Organisationsreglements sind je-
derzeit in schr iftl icher oder elektronischer Form erhältl ich. DieGesel lschaft pub-
l izier t zudem die Statuten auf ihrer Webseite.

1 AlleFunktionsbezeichnungen, obsprachlichmaskulin (Aktionär), feminin (Person)oder sächlich (Mitglied),
sind geschlechtsneutral und beziehen sich gleicherweise auf Männer und Frauen.

2 Hrsg. ASIP, Schweizerischer Pensionskassenverband, Ausgleichsfonds AHV/ IV/EO, economiesuisse,
Ethos – Schweizerische Stiftung für nachhaltige Entwicklung, Schweizerische Bankiervereinigung und
SwissHoldings, Januar 2013.

Den Aktionären steht als Kapital -
anlegern die letzte Entscheidung
in der Gesel lschaft zu.

Die Gesel lschaft ist bestrebt,
den Aktionären die Ausübung ihrer
gesetzl ichen Rechte zu er leichtern.
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3

– Der Verwaltungsrat informier t dieAktionäre so, dassdiese ihreRechte inKenntnis
der wesentl ichen Entscheidgrundlagen ausüben können.

– Bei der Einberufungbietet dieGesellschaft inverständlicher FormErläuterungen zu
denTraktandenundzudenAnträgendesVerwaltungsratsan.Rechtzeitigeingegan-
geneTraktandierungsgesucheundBeschlussanträgeder Aktionäre sind bekannt
zu machen.

4

– Der Verwaltungsrat gibt den Termin der ordentl ichen Generalversammlungmög-
l ichst frühzeitig bekannt.

– DieGesellschaft gibt den Termin bekannt, bis zu dem Traktandierungsgesuche, ein-
schliessl ich der entsprechenden Anträge der Aktionäre, eingereicht werden kön-
nen. Dieser Tag sol l nicht weiter als nötig vor der Generalversammlung liegen.

– Setzt der Verwaltungsrat für die Feststel lung der zur Ausübung der Aktionärs-
rechteBerechtigten vor der Generalversammlung einen Stichtag fest, so sol l die-
ser sowohl für Namen- wie für Inhaberaktien in der Regel nicht mehr als einige
Tage vor dem Versammlungstermin liegen.

5

– Der Verwaltungsrat stel lt sicher, dass dieAktionäre ihrenWillen informier t bilden
und zum Ausdruck br ingen können.

– Der Vorsitzende benützt seine Leitungsbefugnis dazu, die Ausübung der Aktio-
närsrechte zu gewähr leisten. Er leitet die Versammlung ausgewogen und zielge-
r ichtet.

– Der Vorsitzende achtet im Interesse der Effizienz des Versammlungsablaufs dar-
auf, dass es nicht zu ausschweifenden, sich wiederholenden oder unnötig ver let-
zendenVoten kommt; er kann, vor al lem bei zahlreichenWor tmeldungen zum glei-
chen Gegenstand der Traktandenliste, dieRedezeit angemessen einschränken.

6

– Der Vorsitzende beantwor tet relevante, dieGesel lschaft betreffendeFragen oder
lässt sie durch die fachkundigen Personen bzw. die Vorsitzenden der Ausschüsse
des Verwaltungsrats beantwor ten.

– Komplexeundvielgl iedr igeFragen sol len dem Verwaltungsrat schr iftl ich so früh-
zeitig vorgelegt werden, dass dieser dieAntwor ten bereitstellen kann.

– Die Abstimmungsresultate werden so rasch als möglich, spätestens nach Ablauf
einer Woche, den Aktionären zugänglich gemacht.

Die Gesel lschaft sorgt dafür , dass
die Generalversammlung als Or t der
Kommunikation benützt wird und
ihre Aufgabe als oberstes Organ gut
informier t er fül len kann.

Die Gesel lschaft er leichter t den
Aktionären die Teilnahme an
der Generalversammlung durch früh-
zeitige und klare Festsetzung der
Termine.

In der Versammlungsorganisation
wird dafür gesorgt, dass die Aktionäre
sich zu den Traktanden sachl ich und
konzis äussern können.

Das Recht der Aktionäre auf Aus-
kunft und Einsicht ist organisator isch
zu gewähr leisten.

Swiss Code of Best Practice for Corporate Governance
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7

– Der Vorsitzendeordnet dieAbstimmungsmodalitäten so, dass der Wil leder Mehr-
heit eindeutig undmöglichst effizient ermittelt werden kann. Soweit sinnvol l , nutzt
der Verwaltungsrat bewähr te elektronischeMittel .

– WirdnachHandmehr abgestimmt, sokönnen dieAktionäredieablehnendenStim-
men undStimmenthaltungen aufzeichnen lassen; dieAnzahl dieser Stimmenwird
bekannt gegeben.

– Bei der Abstimmung über die Entlastung von Organmitgl iedern kann der Vorsit-
zende eine Globalabstimmung durchführen, falls sich nicht aus dem Kreis der
AktionäreOpposition zeigt undüber eineoder mehrerePersonen eine individuel le
Abstimmung ver langt wird.

– Der Verwaltungsrat ergreift geeignete Massnahmen, damit der unabhängige
Stimmrechtsver treter seine Funktionwirksam wahrnehmen kann.

8

– Der Verwaltungsrat or ientier t die Aktionäre auch während des Geschäftsjahres
über dieEntwicklung der Gesellschaft.

– Der Verwaltungsrat bezeichnet die für dieAktionärsbeziehungen zuständigeStel-
le. In der Information beachtet er den gesetzlichen Gleichbehandlungsgrundsatz.

– Lehnt bei einer Abstimmungeinwesentlicher Teil der StimmendenAntragdesVer-
waltungsrats ab, bemüht sich der Verwaltungsrat, den Dialogmit den Aktionären
zu verbessern.

Der Verwaltungsrat und die Geschäftsleitung

Aufgaben des Verwal tungsr ats

9

– Der Verwaltungsrat bestimmt die strategischen Ziele, die generel len Mittel zu ih-
rer Erreichungunddiemit der Führungder GeschäftezubeauftragendenPersonen.

– Der Verwaltungsrat prägt dieCorporateGovernanceund setzt diese um.
– Er sorgt in der Planung für die grundsätzl iche Übereinstimmung von Strategie,

Risiken und Finanzen.
– Der Verwaltungsrat lässt sich vom Ziel der nachhaltigen Unternehmensentwick-

lung leiten.

In der Generalversammlung sol l
der Wil le der Mehrheit unver fälscht
zum Ausdruck kommen.

Der Verwal tungsrat bemüht sich um
den Kontakt mit den Aktionären,
auch zwischen den Generalversamm-
lungen.

Der von den Aktionären gewähl te
Verwal tungsrat nimmt die Ober leitung
und Oberaufsicht der Gesel lschaft
bzw. des Konzerns wahr .
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– DieseHauptaufgaben sind:
1. dieOber leitung der Gesellschaft und die Er teilung der nötigenWeisungen;
2. die Festlegung der Organisation;
3. die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrol le sowie der Fi-

nanzplanung, sofern diese für dieFührung der Gesellschaft notwendig ist;
4. die Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung und der Ver tre-

tung betrauten Personen;
5. die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung betrauten Personen, na-

mentl ich im Hinbl ick auf dieBefolgung der Gesetze, Statuten,Reglemente und
Weisungen;

6. die Erstel lung des Geschäftsber ichts sowie die Vorbereitung der Generalver-
sammlung und dieAusführung ihrer Beschlüsse;

7. dieBenachr ichtigung des Richters im Falle der Überschuldung;
8. die Beschlussfassung über die der Generalversammlung vorzulegenden An-

träge zur Vergütung von Verwaltungsrat und Konzernleitung sowie die Erstel-
lung des Vergütungsber ichts.

11

– Der Verwaltungsrat sorgt für eine zweckmässige Zuweisung von Leitungs- und
Kontrol lfunktionen.

– Über trägt er die Führungsaufgaben an einen Delegier ten oder eine separate Ge-
schäftsleitung, so er lässt er ein Organisationsreglement mit einer klaren Abgren-
zung der Kompetenzen; in der Regel behält er sich bestimmte bedeutsame Ge-
schäfte zur Genehmigung vor.

Zusammensetzung

12

– Der Verwaltungsrat sol l so klein sein, dass eine effizienteWillensbildungmöglich
ist, und so gross, dass seineMitgl ieder Er fahrung undWissen aus verschiedenen
Bereichen ins Gremium einbr ingen und die Funktionen von Leitung und Kontrol le
(Ziff.20ff.) unter sich ver teilen können.DieGrössedesGremiums ist auf dieAnfor-
derungen des einzelnen Unternehmens abzustimmen.

– Dem Verwaltungsrat sol len weibl iche und männliche Mitgl ieder angehören. Sie
sol len die er forder lichen Fähigkeiten haben, damit eine eigenständigeWil lensbil-
dung im kr itischenGedankenaustauschmit der Geschäftsleitunggewähr leistet ist.

– Der Verwaltungsrat stel lt eine angemesseneDiversität seiner Mitglieder sicher.
– EineMehrheit besteht ausMitgl iedern, die im Sinne von Ziff.14 unabhängig sind.
– Ist eineGesellschaft zu einem bedeutsamenTeil im Ausland tätig, sollen dem Ver-

waltungsrat auch Personenmit langjähr iger internationaler Er fahrung oder aus-
ländischeMitgl ieder angehören.

Die unentziehbaren und unüber -
tragbaren Hauptaufgaben des
Verwal tungsrats sind im Schweizer
Aktienrecht festgelegt.

Im Rahmen der Vorgaben der Statuten
ordnet der Verwal tungsrat die
Kompetenzen der mit der Geschäfts-
führung betrauten Personen.

Anzustreben ist eine aus-
gewogene Zusammensetzung
des Verwal tungsrats.
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13

– DieWahlper iode der Verwaltungsratsmitgl ieder beträgt ein Jahr.
– Der Verwaltungsrat plant dieNachfolge und legt die Kr iter ien für die Auswahl der

Kandidaten fest.
– Der Verwaltungsrat sorgt für eine aufgabenbezogene Einführung neu gewählter

Mitgl ieder und eine zweckmässigeWeiterbildung.

Unabhängigkeit

14

– Als unabhängiggelten nicht exekutiveMitglieder desVerwaltungsrats,welcheder
Geschäftsführungnieoder vor mehr als drei Jahrenangehör t habenunddiemit der
Gesellschaft in keinen oder nur verhältnismässig ger ingfügigen geschäftl ichen
Beziehungen stehen.

– Bei kreuzweiser Einsitznahme inVerwaltungsräten ist dieUnabhängigkeit im Ein-
zelfal l sorgfältig zu prüfen.

– Der Verwaltungsrat kann weitere Kr iter ien der Unabhängigkeit in institutionel ler,
finanziel ler oder persönlicher Hinsicht festlegen.

Ar beitsweise und Vorsitz des Ver wal tungsr ats

15

– Der Verwaltungsrat tr itt, den Er fordernissen des Unternehmens entsprechend,
in der Regel mindestens viermal im Jahr zusammen. Wenn immer er forder l ich,
sorgt der Präsident für einekurzfr istigeEinberufungundBeratung.DieMitglieder
desVerwaltungsrats stel len sicher, dass sieaucherhöhten zeitl ichenAnforderun-
gen ihres Amtes entsprechen können.

– Der Verwaltungsrat überprüft regelmässig die von ihm er lassenen Reglemente
und passt sie den Er fordernissen an.

– Der Verwaltungsrat kann für wichtigeGeschäfte auf Kosten der Gesellschaft eine
unabhängigeBeratungdurch aussen stehendeSachverständige in Anspruch neh-
men.

– Der Verwaltungsrat nimmt jähr l ich eineSelbstevaluation seiner Arbeit und der je-
nigen seiner Ausschüsse vor.

16

– Der Verwaltungsratspräsident nimmt die Leitung des Verwaltungsrats im Inter-
esse der Gesellschaft wahr. Er gewähr leistet die ordnungsmässigen Abläufe von
Vorbereitung, Beratung, Beschlussfassung undDurchführung.

– Der Präsident sorgt im Zusammenwirkenmit der Geschäftsleitung für eine recht-
zeitige Information über al le für dieWil lensbildungund dieÜberwachungerhebli-
chenAspekteder Gesel lschaft. Der Verwaltungsrat erhält dieübersichtl ich aufbe-
reiteten Unter lagen, soweit möglich, vor der Sitzung zugestel lt; andernfal ls lässt
der Präsident die Unter lagen mit genügender Zeitvorgabe vor der Sitzung zum
Studium auflegen.

– In der Sitzung sind in der Regel die für ein Geschäft Verantwor tl ichen anwesend.
Personen, welche für Antwor ten auf ver tiefende Fragen unentbehr lich sind, sind
erreichbar.

Der Verwal tungsrat plant seine
Erneuerung und sorgt für die
Weiterbildung seiner Mitgl ieder .

Die Unabhängigkeit von Mitgl iedern
des Verwal tungsrats r ichtet
sich nach besonderen Grundsätzen.

Der Verwal tungsrat legt
für seine Tätigkeit zweckmässige
Ver fahren fest.

Der Präsident ist verantwor tl ich
für die Vorbereitung und
Leitung der Sitzung; er ist der
Garant der Information.
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Umgang mit Interessenkonfl ik ten und Wissensvor spr üngen

17

– Tr itt ein Interessenkonfl ikt auf, so benachr ichtigt das betroffeneMitgl ied des Ver-
waltungsrats oder der GeschäftsleitungdenVerwaltungsratspräsidenten.Der Prä-
sident bzw.Vizepräsident beantragt einender Intensität des Interessengegensatzes
entsprechenden Entscheid des Verwaltungsrats; dieser beschl iesst unter Aus-
stand des Betroffenen.

– Wer der Gesellschaft entgegenstehendeInteressen hat oder solche Interessen für
Drittever tretenmuss, tr itt bei der Willensbildung in denAusstand.EinePerson, die
ineinemdauernden Interessenkonflikt steht, kanndemVerwaltungsrat undder Ge-
schäftsleitung nicht angehören.

– Geschäfte zwischen der Gesellschaft und Organmitgliedern oder ihnen nahe ste-
hendenPersonen unterstehen demGrundsatzdesAbschlusses zuDr ittbedingun-
gen; sie werden unter Ausstand der Betroffenen genehmigt. Nötigenfal ls ist eine
neutrale Begutachtung anzuordnen.

18

– Der Verwaltungsrat sorgt insbesondere dafür, dass während kr itischer Zeitspan-
nen, z.B. im Zusammenhang mit Übernahmeprojekten, vor Medienkonferenzen
oder vor der BekanntgabevonUnternehmenszahlen, geeigneteMassnahmen (z.B.
Sperrzeiten, «close per iods») bezüglich Käufen und Verkäufen von Titeln der Ge-
sel lschaft oder anderen relevantenWer trechten getroffen werden.

Vor sitz von Ver wal tungsr at und Geschäftsleitung

19

– Der Verwaltungsrat wirkt darauf hin, dassseinVorsitzunddieSpitzeder Geschäfts-
leitung zwei Personen anver traut werden (Doppelspitze).

– Entschliesst sich der Verwaltungsrat ausunternehmensspezifischenGründenoder
weil dieKonstellation der ver fügbarenSpitzenkräftees nahelegt zur Personaluni-
on, so sorgt er für adäquate Kontrol lmechanismen. Zur Er füllung dieser Aufgabe
bestimmt der Verwaltungsrat ein nicht exekutives, er fahrenes Mitglied («lead di-
rector»). Dieses ist befugt, wenn nötig selbstständig eine Sitzung des Verwal-
tungsrats einzuberufen und zu leiten.

Jedes Mitgl ied von Verwal tungsrat
und Geschäftsleitung hat seine
persönl ichen und geschäftl ichen
Verhäl tnisse so zu ordnen, dass
Interessenkonëikte mit der
Gesel lschaft mögl ichst vermieden
werden.

Der Verwal tungsrat regel t die
näheren Grundsätze für die Ad-hoc-
Publ izität und tr ifft Massnahmen
zur Verhinderung von Verstössen
gegen das Insider recht.

Der Grundsatz der Ausgewogenheit
von Leitung und Kontrol le gil t
auch für die Unternehmensspitze.
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Umgang mit Risiken und Compl iance, inter nes Kontrol l system

20

– Das interne Kontrol lsystem ist der Grösse, der Komplexität und dem Risikoprofil
der Gesellschaft anzupassen.

– Das interne Kontrol lsystem deckt, je nach den Besonderheiten der Gesellschaft,
auch das Risikomanagement ab.

– Die Gesellschaft r ichtet eine interne Revision ein. Diese erstattet dem Prüfungs-
ausschuss («Audit Committee») und gegebenenfal ls dem Präsidenten des Ver-
waltungsrats Ber icht.

21

– Der Verwaltungsrat ordnet dieFunktion der CompliancenachdenBesonderheiten
des Unternehmens und er lässt geeignete Verhaltensr ichtl inien.

– Er or ientier t sich dabei an anerkannten Best Practice-Regeln.3

– Der Verwaltungsrat gibt sich mindestens einmal jähr l ich darüber Rechenschaft,
obdie für ihn unddasUnternehmen anwendbarenCompliance-Grundsätzehinrei-
chend bekannt sind und ihnen dauernd nachgelebt wird.

Ausschüsse des Ver wal tungsr ats

22

– Der Verwaltungsrat setzt im Rahmen seiner Kompetenzen aus seiner Mitte Aus-
schüsseein, welche bestimmteSach- oder Personalbereiche ver tieft analysieren
und dem Verwaltungsrat zur Vorbereitung seiner Beschlüsse oder zur Wahrneh-
mung seiner Aufsichtsfunktion Ber icht erstatten.

– Der Verwaltungsrat ernennt, soweit dieses Recht nicht der Generalversammlung
zusteht, dieMitgl ieder der Ausschüsse. Er ernennt die Vorsitzenden solcher Aus-
schüsse und bestimmt das Ver fahren. Im Übr igen gelten sinngemäss die Regeln
für den Verwaltungsrat.

– Es ist möglich, die Funktion mehrerer Ausschüsse zusammenzufassen, soweit
alle Ausschussmitgl ieder die entsprechenden Voraussetzungen er fül len.

– DieAusschüsseber ichten dem Verwaltungsrat über Tätigkeit undErgebnisse.Die
Gesamtverantwor tung für diean Ausschüsseüber tragenen Aufgaben bleibt beim
Verwaltungsrat.

3 Siehe insbesonderedie von economiesuisseundSwissHoldings verfassten «Grundzügeeineswirksamen
Compliance-Managements» vom September 2014.

Der Verwal tungsrat sorgt für ein
dem Unternehmen angepasstes
Risikomanagement und ein internes
Kontrol lsystem. Das Risikomanage-
ment bezieht sich auf ênanziel le,
operationel le und reputationsmässige
Risiken.

Der Verwal tungsrat tr ifft Mass-
nahmen zur Einhal tung der
anwendbaren Normen (Compl iance).

Der Verwal tungsrat bildet Ausschüsse
mit deênier ten Aufgaben.
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Prüfungsausschuss

23

– Der Ausschuss setzt sich aus nicht exekutiven und unabhängigen Mitgliedern des
Verwaltungsrats zusammen.

– Die Mehrheit, darunter der Vorsitzende, ist im Finanz- und Rechnungswesen er-
fahren. In komplexen Verhältnissen soll zumindest einMitglied Finanzexper te (z.B.
amtierender oder ehemaliger CEO,CFOoder Wir tschaftsprüfer) sein.

24

– Der Prüfungsausschussmacht sich ein Bild von der Wirksamkeit der externen Re-
vision (Revisionsstelle) und der internen Revision sowie über deren Zusammen-
wirken.

– Der Prüfungsausschuss beur teilt imWeiteren dieFunktionsfähigkeit des internen
Kontrol lsystems mit Einbezug des Risikomanagements und macht sich ein Bild
vom Stand der Einhaltung der Normen (Compliance) in der Gesellschaft.

– Der Prüfungsausschuss geht dieEinzel- undKonzernrechnung sowie die zur Ver-
öffentl ichung bestimmten Zwischenabschlüsse kr itisch durch; er bespr icht die
Abschlüsse mit dem Finanzchef und dem Leiter der internen Revision sowie, ge-
gebenenfalls getrennt von ihnen,mit dem Leiter der externen Revision.

– Der Prüfungsausschuss entscheidet, ob der Einzel- und Konzernabschluss dem
Verwaltungsrat zur Vor lagean dieGeneralversammlungempfohlenwerden kann.

– Der Prüfungsausschuss beur teilt Leistung und Honor ierung der externen Revi-
sion undvergewisser t sich über ihreUnabhängigkeit. Er prüft dieVereinbarkeit der
Revisionstätigkeit mit al lfäll igen Beratungsmandaten.

Vergütungsausschuss

25

– Dem Vergütungsausschuss kommt bei der Umsetzung der Vorgaben von Gesetz,
Statuten und Generalversammlung eine Schlüsselrol le zu, die Sachkenntnis und
Engagement im Interessedes Unternehmens ver langt.

– Der Präsident des Verwaltungsrats bzw. der Vorsitzende der Geschäftsleitung
können, ausser wenn es um ihre eigeneEntschädigung geht, zu den Sitzungen bei-
gezogen werden.

– Im Übr igen gilt Anhang 1.

Nominationsausschuss

26

– Der Nominationsausschuss setzt sich mehrheitl ich aus nicht exekutiven und un-
abhängigenMitgl iedern des Verwaltungsrats zusammen.

– Der Nominationsausschuss legt Grundsätze für die Auswahl von Kandidaten zur
Zuwahl in den Verwaltungsrat bzw. für die Wiederwahl fest und bereitet die Aus-
wahl nach diesen Kr iter ien vor.

– Dem Nominationsausschuss können auch Aufgaben im Zusammenhang mit der
Auswahl, Beur teilung und Nachfolgeplanung von Kandidaten für das oberste Ka-
der zugewiesen werden.

Der Verwal tungsrat setzt
einen Prüfungsausschuss («Audit
Committee») ein.

Der Prüfungsausschuss bildet sich
ein eigenständiges Ur teil über
die externe und interne Revision,
das interne Kontrol lsystem und
den Jahresabschluss.

Der Verwal tungsrat schlägt der
Generalversammlung nicht exekutive
und unabhängige Mitgl ieder zur
Wahl in den Vergütungsausschuss
(«Compensation Committee») vor .

Der Verwal tungsrat setzt einen
Nominationsausschuss («Nomination
Committee») ein.
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Besondere Verhäl tnisse

27

– Bei Gesellschaften mit aktiv engagier ten Grossaktionären (dar in eingeschlossen
an der Börse kotier te Tochtergesel lschaften eines Konzerns) sowie bei mittleren
undkleinerenUnternehmen könnenAnpassungen oder Vereinfachungen vorgese-
hen werden. SolcheGesellschaften verwirkl ichen auf ihreWeise eine zweckmäs-
sigeGestaltungder Beur teilungder externenRevision, eines funktionsfähigen in-
ternen Kontrollsystems, der Entschädigungsgrundsätze für Verwaltungsrat und
Geschäftsleitung sowie der Nachfolgeregelung im Verwaltungsrat.

– Mittlere und kleinere Unternehmen können anstelle von Ausschüssen Einzelbe-
auftragteeinsetzen oder dieentsprechendenAufgaben durch denGesamtverwal-
tungsrat wahrnehmen lassen.

– Für börsenkotier te Gesellschaften bleibt der Grundsatz «comply or explain» an-
wendbar.

Die Revision

28

– DieexterneRevision er füllt die ihr vomGesetzzugewiesenenAufgabengemässden
für sie geltenden Richtlinien und arbeitet mit den für die interne Revision verant-
wor tl ichen Personen in zweckmässiger Weise zusammen.

– DieRevisionsstel le hält sich an die für sie geltenden Unabhängigkeitsr ichtl inien.

Die Offenlegung

29

– Hinsichtl ich der einzelnen Angaben gelten die aktienrechtl ichen Bestimmungen
sowie dieRichtlinie der SIXSwiss Exchangebetreffend Information zur Corporate
Governance.

Die Regeln des «Swiss Code»
können, je nach Aktionärsstruktur und
Grösse des Unternehmens, den
konkreten Verhäl tnissen angepasst
werden.

Die Funktion der externen Revision
wird durch die von den Aktionären
gewähl te Revisionsstel le ausgeübt.

Die Gesel lschaft macht in ihrem
Geschäftsber icht Angaben zur
Corporate Governance.
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Anhang 1

Einleitung

Der von den Trägern des «SwissCodeof Best Practice for CorporateGovernance»
im Jahr 2007 verabschiedete Anhang 1befasste sich in seinen Empfehlungen und
Er läuterungen detail l ier t mit den Corporate-Governance-Aspekten der Entschä-
digungvonVerwaltungsrat undGeschäftsleitung in Publikumsgesel lschaften.Die
«Verordnung gegen übermässigeVergütungen bei börsenkotier ten Aktiengesel l-
schaften» (VegüV) durch den Bundesrat hat die rechtl ichen Rahmenbedingungen
auf den 1.Januar 2014 grundlegend veränder t. Die Herausforderungen für die
Corporate Governance sind aber die gleichen geblieben. Diese hat sicherzustel-
len, dass dieVergütungen der obersten Unternehmensver treter optimaleAnreize
für eine er folgreiche Unternehmensführung setzen und mit den Interessen der
Aktionäre im Einklang stehen. Die neuen gesetzl ichen Vorgaben, auch wenn sie
eng sind, lassen zudem weiterhin Spielräume sowohl für die prozedurale wie in-
haltl icheGestaltungder Vergütungspraxis auf oberster Unternehmensebene.Die
Fragevon «Best Practices» für denBereich der Kompensation vonVerwaltungsrat
undGeschäftsleitung stel lt sich damit nachwie vor. DieEmpfehlungen des «Swiss
Code» setzen Leitl inien, die der Umsetzung und weiteren Entwicklung solcher
«Best Practices» im neuen regulator ischen Umfeld förder l ich sein sol len.

Empfehlungen zu den Vergütungen von Verwal tungsrat
und Geschäftsleitung

Der vor liegendeAnhang 1verdeutlicht und ergänzt dieBestimmung von Ziff.25des
«Swiss Codeof Best Practice for CorporateGovernance»mit aktual isier ten Emp-
fehlungen zum Themader Vergütungen für dieMitgl ieder von Verwaltungsrat und
Geschäftsleitung. Er gilt als integr ierender Bestandteil des «Swiss Code».

Der Anhang 1 zum «Swiss Code» kann weder verbindliche Vorgaben noch ein al l-
gemein gültiges Rezept zur Lösung der Fragen bieten, diemit den Vergütungen an
dieMitgl ieder desVerwaltungsrats und der Geschäftsleitung in Publ ikumsgesell-
schaften verbunden sind.Er soll aber Empfehlungenabgeben für einen verantwor t-
l ichen Umgangmit diesen Fragen.

Entscheidend ist dabei die Betonung der Eigenverantwor tung der Wir tschaft und
der Unternehmen. Im Rahmen einer l iberalen Wir tschaftsordnung kann es nicht
darum gehen, regulator isch dieAr t unddieHöheder Entschädigungen für Verwal-
tungsräte und Mitgl ieder der Geschäftsleitung vorzugeben. Aufgabe der Corpo-
rate-Governance-Regeln soll es sein, Leitl inien aufzuzeigen und transparente, von
Interessenkonfl ikten freie, an gesetzl ichen Vorgaben, Unternehmensinteresse
undMarktgegebenheiten or ientier teVer fahren zu gewähr leisten. Dieder General-
versammlungvorzuschlagendenVergütungen anMitglieder der Geschäftsleitung
und Verwaltungsräte müssen für die Aktionäre zudem nachvol lziehbar sein. Die
von den Verwaltungsräten ausgehenden Anstrengungen werden somit weiterhin
entscheidend sein für dieAkzeptanzder Vergütungen der oberstenUnternehmens-
ver treter bei den Aktionären, aber auch bei den Mitarbeitern des eigenen Unter-
nehmens sowie in einer weiteren Öffentl ichkeit.
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Die Rol le der Generalversammlung

30

– Der Verwaltungsrat entscheidet im Rahmen der gesetzl ichen und statutar ischen
Vorgaben darüber, wie er die verschiedenen die Vergütung betreffenden Abstim-
mungen undWahlen in der Generalversammlung struktur ier t und organisier t. Er
strebt sachl ich geführ teDebatten undeffizienteEntscheidfindungender General-
versammlung an.

– Der Präsident des Verwaltungsrats oder der Vorsitzende des Vergütungsaus-
schusses gibt an der GeneralversammlungEr läuterungen zum Vergütungsber icht
sowie zum Vergütungssystem und beantwor tet Fragen.

– Der Verwaltungsrat er leichter t mit den ihm zur Ver fügungstehendenMitteln auch
die Information und Entscheidungsfindung der Aktionäre im Vor feld der General-
versammlung.

Die Rol le des Ver wal tungsr ats und des Ver gütungsausschusses

31

– Der Verwaltungsrat fasst im Rahmen der statutar ischen Grundlagen Beschluss
über eine Vergütungspolitik, welche die strategischen Ziele der Gesel lschaft be-
rücksichtigt, über die grundsätzl iche Ausgestaltung des Vergütungssystems für
die Mitgl ieder des Verwaltungsrats, der Geschäftsleitung und allenfal ls des Bei-
rats sowie über die Leitl inien für die Ausgestaltung der berufl ichen Vorsorge für
die exekutivenMitglieder dieser Gremien.

– Der Verwaltungsrat beschl iesst die jähr l ichen der Generalversammlung zur Ab-
stimmung vorzulegenden Vergütungssummen für Verwaltungsrat, Geschäftslei-
tung und evtl . Beirat und begründet diese in seinem Antrag an die Aktionäre auf
nachvol lziehbareWeise. Er kann dabei auch auf denVergütungsber icht verweisen.

– Der Verwaltungsrat hält sich bezüglich der Festlegung individueller Entschädigun-
gen an die Beschlüsse der Generalversammlung und an die statutar ischen Vor-
gaben zur Kompetenzaufteilung zwischen ihm und dem Vergütungsausschuss.
Er behält sich in der Regel die Genehmigung der Gesamtentschädigung der Ge-
schäftsleitung und der Entschädigung ihres Vorsitzenden vor.

32

– Der Verwaltungsrat beantragt der Generalversammlung unabhängigeMitgl ieder
zur Wahl in den Vergütungsausschuss. Werden von Aktionären Mitgl ieder vorge-
schlagen, die nicht unabhängig sind, informier t der Verwaltungsrat die General-
versammlung über diesen Umstand.

– Der Verwaltungsrat beantragt der GeneralversammlungkeineMitgl ieder zur Wahl
in den Vergütungsausschuss, die in einer Kreuzver flechtung stehen. Eine solche
l iegt bei einem Ausschussmitgl ied vor, das über die Entschädigung eines Verwal-
tungsrats oder eines Mitgl ieds der Geschäftsleitung mitbestimmt, unter dessen
Aufsichts- oder Weisungsrecht es in einem anderen Unternehmen tätig ist.

– Mitgl ieder des Verwaltungsrats, die bedeutende Aktionäre sind oder solche ver-
treten, könnenMitgl ieder des Vergütungsausschusses sein.

Der Verwal tungsrat sorgt dafür ,
dass die Generalversammlung
ihre Befugnisse ausüben kann.

Der Verwal tungsrat fasst Beschluss
über die Ausgestal tung des
Vergütungssystems für die oberste
Unternehmensebene und
über die Vergütungsanträge an
die Generalversammlung.

Der Verwal tungsrat schlägt der
Generalversammlung nicht exekutive
und unabhängige Mitgl ieder zur
Wahl in den Vergütungsausschuss vor .
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Anhang 1

33

– Der Vergütungsausschussnimmt die ihm über tragenenAufgaben engagier t wahr.
Er ver tr itt auch in Gesprächen und Verhandlungen über individuel le Vergütungen
nur dasUnternehmensinteresse.Er verschafft sich diehier für notwendigenSach-
kenntnisse gegebenenfalls durch Beizug unabhängiger externer Berater.

– Der Vergütungsausschuss hält den Verwaltungsrat in dessen Sitzungen auf dem
Laufenden und ber ichtet ihm per iodisch über den Stand der Vergütungsprozesse
im Rahmen von Gesetz, Statuten und einschlägigen Beschlüssen der Generalver-
sammlung. Er schlägt gegebenenfalls notwendige Änderungen am Vergütungs-
system vor.

34

– Der Verwaltungsrat gibt dem Vergütungsausschuss im Rahmen der Statuten die
grundlegenden Elemente des Vergütungssystems für die Mitgl ieder des Verwal-
tungsrats und der Geschäftsleitung vor; dieses sol l möglichst einfach, klar und
nachvollziehbar sein.

– DieGesel lschaft bietet markt- und leistungsgerechteGesamtentschädigungenan,
um Personenmit den nötigen Fähigkeiten und Charaktereigenschaften zu gewin-
nen und zu behalten.

– DasVergütungssystem wird soausgestaltet, dassdie Interessen der Spitzenkräfte
mit den Interessen der Gesel lschaft im Einklang stehen.

– Der Ausschuss bemüht sich um Nachvollziehbarkeit auch in der praktischenHand-
habung des Vergütungssystems.

Dem Vergütungsausschuss kommt
bei der Umsetzung der Vorgaben
von Gesetz, Statuten und General -
versammlung eine Schlüsselrol le zu,
die Sachkenntnis und Engagement
im Interesse des Unternehmens
ver langt.

Der Vergütungsausschuss arbeitet
nach den Vorgaben des Verwal tungs-
rats zur Vergütungspol itik einen
Vorschlag zur Ausgestal tung des
Vergütungssystems für die Spitzen-
kräfte der Gesel lschaft aus.
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Einzelheiten des Ver gütungssystems

35

– Das Vergütungssystem für nicht exekutiv tätige Personen enthält in der Regel nur
feste Elemente. Diese bestehen grundsätzl ich aus Geldzahlungen und Aktienzu-
teilungen.

– Enthält dasVergütungssystem für dieexekutiv tätigenPersonen festeund var iable
Elemente, soll es soausgestaltet werden, dass der veränder licheTeil in angemes-
senem Verhältnis von der individuel len Leistung einerseits und vom nachhaltigen
Er folg desUnternehmensbzw. einer Unternehmenseinheit andererseits abhängig
ist.

– Die Bemessung des var iablen Vergütungsteil s stel lt auf nachvollziehbaren Kr ite-
r ien ab; auch weniger leicht messbare Führungsqual itäten sol len berücksichtigt
werden.Var iableVergütungen entfal len oder werden gekürzt,wenn diemassgeb-
l ichen Ziele nicht erreicht werden.

– Der Verwaltungsrat bestimmt, obauch aktienbezogeneVergütungen ausger ichtet
werden sollen mit dem Ziel , die obersten Unternehmensver treter möglichst nahe
an die Interessen langfr istig engagier ter Aktionäre heranzuführen. Er trägt den
verschiedenar tigen Auswirkungen einer Zuteilung von Aktien einerseits und von
Optionen auf Aktien oder vergleichbare Instrumente andererseits Rechnung. Er
berücksichtigt dabei auch Er fahrungen und Entwicklungen auf den einschlägigen
Märkten.

– Vergütungen bestehen in der Regel aus sofor t ver fügbaren Teilen für kürzer fr istig
feststellbare Zieler reichungen und währendmehrerer Jahre aufgeschobenen bzw.
gesperr tenTeilen für mittel- oder länger fr istigeZieler reichungen.Bei aufgescho-
benen Vergütungen, die aktienbezogen sind, achtet der Ausschuss auf angemes-
sene «Per formancekr iter ien» und eine sinnvol le Fr istenkongruenz.

36

– Der Vergütungsausschuss achtet darauf, dass dasSystem keineunbeabsichtigten
Anreizesetzt und keineKomponenten enthält, diegezielt zweckwidr ig beeinflusst
werden können.

– In den Arbeitsver trägenmit denMitgl iedern der Geschäftsleitungwerdendiema-
ximal gültigen gesetzl ichenKündigungsfr isten undVer tragsdauern von zwölf Mo-
naten eingehalten und keine unzulässigen Abgangsentschädigungen vereinbar t.

– Vergütungen im Voraus werden keineausger ichtet. Antr ittsentschädigungen sol-
len nur soweit zugesprochen werden, als sie zur Kompensation wer thaltiger An-
sprüche dienen, welche das betreffende Neumitgl ied des Verwaltungsrats oder
der Geschäftsleitung aufgrund des Unternehmenswechsels ver l ier t.

– Um sachlich nicht begründeten Vor teilen entgegenzuwirken oder um schwerwie-
gende Compliance-Ver fehlungen zu sanktionieren, können auch Rückzahlungs-
pfl ichten bzw. Ver fal lsbestimmungen für aufgeschobene oder gesperr te Vergü-
tungen vereinbar t werden («claw backs»).

Das Vergütungssystem enthäl t in
der Regel feste und var iable Teile;
es belohnt ein auf mittel - und lang-
fr istigen Er folg abzielendes Ver -
hal ten mit erst später ver fügbaren
Kompensationselementen.

Das Vergütungssystem wird so
ausgestal tet, dass sachl ich nicht
begründete Vor teilszuwendungen und
falsche Anreize vermieden werden.



20

37

– Dienen dieEntlöhnungspraktiken anderer Unternehmen als Vergleichsmassstab,
so prüft der Ausschuss kr itisch die Zusammensetzung der Vergleichsgruppe und
die Schlüssigkeit der gezogenen Vergleiche für die eigenen Entschädigungen. Er
schl iesst aus der VergleichsgruppeUnternehmen aus, deren Einbezugwegen un-
genügender Corporate Governance oder aus anderen Gründen zu einer Verzer-
rung führen kann.

– Falls der Ausschuss externe Berater für Vergleiche und Ratschläge im Bereich
der Entschädigung für Spitzenkräfte beizieht, so tr ifft er die Auswahl , er teilt den
Auftrag und bestimmt dieHonor ierung. Er wer tet die Ergebnisse kr itisch aus.

– Lässt der Ausschuss Vergleiche durch Mitarbeiter der eigenen Gesellschaft an-
stellen, so unterstehen diese dabei denWeisungen des Ausschussvorsitzenden.

Vergütungsber icht und Transparenz

38

– Der Vergütungsber icht enthält die gesetzl ich geforder ten Inhalte und stel lt dar-
über hinaus das Vergütungssystem und seine Anwendung im Geschäftsjahr dar.
Aus dem Vergütungsber icht geht hervor,welcheVergütungen denMitgliedern des
Verwaltungsrats, der Geschäftsleitung insgesamt und ihrem höchstbezahlten Mit-
gl ied für das Geschäftsjahr zugesprochen wurden und warum diese Vergütungen
im Geschäftsjahr gesunken oder gestiegen sind («pay-for-per formance»-Zusam-
menhang).

– Der Vergütungsber icht zeigt diewesentlichen Kr iter ien, die für die Bemessung der
var iablen Vergütungselemente herangezogen worden sind, und die Bewer tung von
aktienbasier ten Vergütungselementen nach dem anwendbarenRegelwerk.

– Der Vergütungsber icht nennt die für Vergütungsfragen beigezogenen externenBe-
rater und beschreibt die erstel lten Vergleiche.

– Der Vergütungsber icht zeigt überdies transparent auf,wieder Verwaltungsrat und
der Vergütungsausschuss die im Voraus gefäl lten Vergütungsbeschlüsse der Ge-
neralversammlung im Geschäftsjahr umsetzten.

– Falls die Generalversammlung die Gesamtvergütung prospektiv genehmigt oder
beschliesst, kann der Verwaltungsrat den Vergütungsbericht der Generalversamm-
lung konsultativ zur Abstimmung vorlegen.

Der Vergütungsausschuss hinter fragt
sowohl Lohnvergleiche mit Dr itt-
unternehmen wie die Arbeit externer
und interner Berater .

Der Verwal tungsrat erstel l t jähr l ich
einen Vergütungsber icht und sorgt
für Transparenz im Bereich der
Vergütungen an die Mitgl ieder von
Verwal tungsrat und Geschäftsleitung.

Anhang 1
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